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Verlorenes Vertrauen 
zurückgewinnen 

Liebe Freunde, 
Jie Ereignisse der letzten 
lochen, die bekannt ge- 
wordenen Verstöße ge- 
»ep das Parteiengesetz 
^igen nachhaltig: Nichts 
lst mehr so, wie es ein- 
"^l war. Aber auch noch 
jtoas hat sich gezeigt: 
w'i" brauchen keine Rat- 
^hläge von außen. Wir 
haben vom ersten Tag an 
Jjnter Beweis gestellt, 
dass wir die Krise aus ei- 
gner Kraft bewältigen 
w°Hen und können. 

Einladung zu den 
Regionalkonferenzen 

unter dem Motto: 
„Verantwortung, 

Veränderung, Vertrauen. 

^ittlerweile ist die Talsohle erreicht, nun müssen wir 
s 

e Konsequenzen aus den gewonnenen Erkenntnis- 
• n ziehen. Wir brauchen strukturelle Veränderungen 

unserer Finanzordnung. Wir müssen die innerpar- 
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Bewährungsprobe nutzen - 
Vertrauen gewinnen 

Zu diesem Thema spricht der Partei- 
vorsitzende Wolfgang Schäuble auf 
der Regionalkonferenz der Landes- 
verbände der CDU in Niedersachsen 
und Sachsen-Anhalt. 

Termin: Freitag, den 18. Februar 

Uhrzeit: 17 bis 21 Uhr 

Ort: Die Große Halle der Linden- 
halle in Wolfenbüttel. 

Zur Begrüßung spricht Generalsekre- 
tärin Angela Merkel. Die Diskussion 
leitet der niedersächsische Landes- 
vorsitzende Christian Wulff. Schluss- 
wort und Zusammenfassung: Prof. 
Dr. Wolfgang Böhmer, Landesvorsit- 
zender der CDU in Niedersachsen. 

Die weiteren Termine: 

CDU Nordrhein-Westfalen: 
28. Februar um 19 Uhr in Reck- 
linghausen. 

Fortsetzung von Seite 1 

teiliche Diskussion von unten nach oben 
und oben nach unten offener und lebendi- 
ger gestalten. Wir müssen die inhaltliche 
Erneuerung, die wir mit den Erfurter 
Leitsätzen im April 1999 begonnen haben, 
konsequent fortsetzen. 

Der Kurs ist klar 

Nur durch die Übernahme von Verantwor- 
tung für die Vorgänge und durch die Kraft 
zur Veränderung und Erneuerung wird es 
gelingen, verloren gegangenes Vertrauen 
zurückzugewinnen. Ich lade Sie deshalb 
im Vorfeld unseres Essener Bundespartei- 

• CDU Bremen: 
29. Februar von 17 bis 20 Uhr 
in Bremen. 

• CDU Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen: 
4. März von 11 bis 14 Uhr in 
Berlin. 

• CDU Rheinland-Pfalz und 
Saarland: 
10. März von 17 bis 21 Uhr in 
Kaiserslautern. 

• CDU Hessen und Thüringen: 
11. März von 11 bis 14 Uhr in 
Eisenach. 

• CDU Baden-Württemberg: 
18. März von 11 bis 14 Uhr in 
Stuttgart. 

• CDU Schleswig-Holstein: 
Termin steht noch nicht fest. 

tages herzlich ein, mit uns auf Regional- 
konferenzen mit dem Motto „Verantwor- 
tung, Veränderung, Vertrauen" hierüber zu 

diskutieren. Denn unser Land braucht ei- 
ne starke CDU. Lassen Sie uns dazu die 
richtigen Schritte gehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Wolfgans Schäuble 
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Pur die CDU ist klar: Es gibt keine Alternative 
gur vollständigen Aufklärung der bekannt ge- 
wordenen Verstöße gegen Bestimmungen des 
Earteiengesetzes. 

Beschluss des Präsidiums der CDU 
vom 4. Februar in Bonn 

Jach Androhung rechtlicher Schritte 
Ju*ch den CDU-Bundesvorstand am 
* Januar fand sich Herr Weyrauch 

**B 2. Februar zu einem Gespräch mit 
j!e»n Bundesgeschäftsführer der CDU 
Ueutschlands, den Wirtschaftsprüfern 
Jon P:rnst & Young sowie den Anwälten 
aer Beteiligten bereit. 

^ seinen Wunsch nahm auch der frühere 
^neralbevollmächtigte der Bundesschatz- 
^eisterei, Dr. Uwe Lüthje, an dem Ge- 
^P'äch teil. Im Gegensatz zur Befragung 
gbttels Fragebogen und zu der mündlichen 
. ^'agung der Herren Weyrauch und Dr. 

uthje durch die Wirtschaftsprüfer von 
rnst & Young und den Bundesgeschäfts- 

uhrerder CDU Deutschlands am 14. De- 
rber 1999 machten die Herren Wey- 
., U(-'h und Dr. Lüthje in dem Gespräch am 
|. Februar umfassende Angaben zu ihrer 
^enntnis und Sicht der Dinge. 

. ^ Anschluss daran wurden die Anwälte 
jer Herren Hans Terlinden. Walther Leis- 
Qr Kiep und Dr. Helmut Kohl über das 
0 

spräch informiert, da die Interessen der 
* nunnten Personen durch die Aussagen 
^Herren Dr. Lüthje und Weyrauch 
hu^n waren- Daraufhin fanden am 3. 

'uar in Bonn jeweils getrennte Ge- 
j^^'he der Herren Terlinden, Kiep und 

' Kohl mit den Wirtschaftsprüfern von 

Ernst & Young.dem Bundesgeschäftsfüh- 
rer der CDU Deutschlands und den jewei- 
ligen Rechtsbeiständen statt. 

Die Ergebnisse der Gespräche am 2. und 
3. Februar 2000: Seite 5 

Vor dem Hintergrund dieses 
Sachstandes fasst das Präsi- 
dium der CDU Deutschlands 
folgenden Beschluss: 

Für die CDU Deutschlands ist und 
bleibt klar, dass es keine Alternative zu ei- 
ner vollständigen Aufklärung der bekannt 
gewordenen Verstöße gegen Bestimmun- 
gen des Parteiengesetzes gibt. 

Die CDU Deutschlands hat aus eige- 
ner Kraft beteiligte Personen bewegen 
können, ihre Kenntnisse bzw. Sicht der 
Dinge zu den Vorkommnissen zu schil- 
dern. Weitere Untersuchungen müssen die 
Staatsanwaltschaften leisten. 

Es ist bedauerlich, dass sich insbeson- 
dere Dr. Helmut Kohl bis zum heutigen 
Tage nicht in der Lage sieht, einen weiter- 
gehenden Beitrag zur Sachverhaltsauf- 
klärung zu leisten. 
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Das Protokoll des Gespräches mit den 
Herren Weyrauch und Dr. Lüthje am 2. Fe- 
bruar 2000 wurde bereits heute der Staatsan- 
waltschaft Bonn auf deren Ersuchen überge- 
ben. Als Anlage wurde eine eidesstattliche 
Erklärung von Herrn Dr. Lüthje beigefügt. 
Alle weiteren uns noch gegebenen Informa- 
tionen bzw. Unterlagen werden wir auch in 
Zukunft umgehend den Staatsanwaltschaf- 
ten bzw. dem Untersuchungsausschuss des 
Deutschen Bundestages zur Verfügung stel- 
len. Wir haben die Vertreter der Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young 
für eine Aussageerlaubnis vor der Staatsan- 
waltschaft Bonn von ihrer Schweigepflicht 
entbunden. Ebenso haben wir Herrn Wey- 
rauch von seiner Schweigepflicht für eine 
Aussageerlaubnis vor der Staatsanwaltschaft 
entbunden. Analog wird bei einem entspre- 
chenden Antrag des Untersuchungsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages und 
anderer Staatsanwaltschaften verfahren. 

in der Schweiz die Sachverhalte im Zusam- 
menhang mit der Stiftung „Norfolk" aufzu- 
klären. Dies ist möglich, weil uns die Herren 
Weyrauch und Dr. Lüthje die Auskunfts- 
rechte an der Stiftung übertragen haben. 

Die Wirtschaftsprüfer der Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft Ernst & Young sind 
von uns bevollmächtigt worden, bei der UBS 

Wir haben volles Vertrauen in die Ar- 
beit der Staatsanwaltschaften und sind über- 
zeugt, dass es auf diesem Wege gelingen 
wird, noch bestehende Widersprüche auf- 
zulösen, Lücken zu schließen und unge- 
klärte Fragen zu beantworten. Wir wissen, 
dass nur auf einem wahren Fundament 
Glaubwürdigkeit und Vertrauen zurückge- 
wonnen werden kann. Diesem Auftrag füh- 
len wir uns verpflichtet. Wir weisen darauf 
hin, dass für die Verletzungen des Parteien- 
gesetzes Einzelne verantwortlich sind. 

Der Bundesparteitag im April 2000 wird 
Beschlüsse fassen und Konsequenzen zie- 
hen aufgrund der Vorschläge der Kommis- 
sion mit Bundespräsident a. D. Roman Her- 
zog, Bundesverfassungsrichter a. D. Paul 
Kirchhoff und Bundesbankpräsident a.D. 
Hans Tietmeyer, um Vorgänge der Vergan- 
genheit für die Zukunft auszuschließen.   * 

Allein die demographische Entwicklung 
bremst eine weitere Verschlimmerung 

Zu den am 8. Februar von der Bun- 
desanstalt für Arbeit veröffentlich- 
ten Arbeitsmarktzahlen erklärte 
Generalsekretärin Angela Merkel: 

Bei der Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit kommt die Regierung Schröder 
nach wie vor nicht voran. Allein die 
demographische Entwicklung bremst 
eine weitere Verschlimmerung der Ar- 
beitsmarktstatistik. Doch vom voll- 
mundig angekündigten Durchbruch 
auf dem Arbeitsmarkt ist nichts zu se- 
hen. Für die arbeitslosen Menschen in 
Deutschland, vor allem in den neuen 

Bundesländern, ist dies eine einzigar- 
tige Enttäuschung. 

Rot-Grün hat von Beginn an die Wei- 
chen falsch gestellt. Statt einer durch- 
greifenden Steuerreform und nachhalti- 
gen Strukturreformen kassieren Schrö- 
der & Co. jetzt mit der Öko-Steuer ab 
und moderieren substanzlose Gesprächs- 
runden zum Bündnis für Arbeit. Was 
Deutschland jetzt braucht, ist eine Poli- 
tik, die nicht nur alles verspricht, son- 
dern die Prioritäten klar benennt und 
für einen wirklichen Durchbruch bei 
Wachstum und Beschäftigung sorgt. 
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Ergebnis der Gespräche 
vom 2. und 3. Februar 

zusammengefasst von Bundesgeschäftsführer 
Willi Hausmann 

Die Gespräche, die am 2. Februar 
mit den Herren Dr. Lüthje und Wey- 
rauch sowie am 3. Februar mit den 
Herren Dr. Kohl, Kiep und Terlin- 
den geführt wurden, haben folgende 
Aussagen ergeben: 

NACH ANGABE von Herrn Dr. Lüthje 
Und Herrn Weyrauch haben Auslandskon- 
ten für die CDU oder im Interesse der CDU 
De' ihrer Amtsübernahme (1971) vorgele- 
|en, die noch aus der Zeit von Herrn 
Schmücker stammten. Über diese Konten 
Seien Gelder der staatsbürgerlichen Verei- 
sung bis 1974 abgewickelt worden. Es 
nabe solche Konten nur in der Schweiz 
|egeben, nicht in Liechtenstein. Über ein 
'974 neu eingerichtetes Konto in der 
Schweiz seien dann weiterhin Gelder der 
staatsbürgerlichen Vereinigung abge- 
wickelt worden. Das Herrschaftswissen 
nabe bei Herrn Dr. Lüthje, Herrn Wey- 
rauch und dem damaligen Bundesschatz- 
Meister Herrn Kiep gelegen. 

°AS KONTO sei auf Herrn Dr. Lüthje 
Und Herrn Kiep mit der anonymen Be- 
nennung „Hamburg" für Herrn Kiep und 
''Bremen" für Herrn Dr. Lüthje eingerich- 
ei Worden. Die Überweisungen von die- 
ertl Konto seien jeweils von Herrn Kiep 
nd Herrn Dr. Lüthje unterschrieben wor- 

j^n> wobei die Unterschrift von Herrn 
'ep jeweils mit den vollen Vornamen 

. ulther Leisler versehen gewesen sei (als 
uchweis, dass es sich hierbei nicht um ei- 

e Maschinell erstellte Unterschrift gehan- 
11 habe). Diese Gelder seien dann übei 

eine Bank in Basel an die Bank Hauck in 
Luxemburg weitergeleitet worden, das 
Geld habe dann bei der Bank Hauck in 
Frankfurt abgehoben werden können. 

Herr Kiep hat diesen Vorgang insgesamt 
bestritten. Er habe weder von dem Konto in 
der Schweiz, noch von anderen Auslands- 
konten der CDU jemals Kenntnis gehabt. 
Er hat nur bestätigt, dass die Zusammenar- 
beit mit der SV 1979 beendet worden sei. 

NACH ANGABEN von Herrn Wey- 
rauch und Herrn Dr. Lüthje habe Herr Wey- 
rauch zur Zeit der Abwicklung der SV- 
Gelder (bis Ende 1979) jährliche Bilanzen 
mit Gewinn- und Verlustrechnung über 
alle Transaktionen erteilt. 

ALS ENDE 1991 sich abzeichnete, dass 
Herr Kiep nicht mehr als Schatzmeister 
fungieren würde, sei vereinbart worden, die 
Unterlagen aus dem Safe zu vernichten. 
Diese Unterlagen seien dann im November 
1991 gesichtet und bis zum Frühjahr 1992 
vernichtet worden. Aufgrund der Überwa- 
chung dieser Aktion hätten mehrere Reisen 
von Herrn Weyrauch nach Zürich stattge- 
funden. Herrn Kiep hat angegeben, ihm sei 
der ganze Vorgang unbekannt. 

Herr Dr. Kohl, der von dem Safe gewusst, 
allerdings geglaubt habe, in ihm würden 
Unterlagen über die Verwendung der 
BND-Gelder aufbewahrt, und gegen die 
Anlegung dieser Unterlagen gewesen sei, 
habe nach Angaben von Herrn Dr. Lüthje 
diesem Anfang der 80er Jahre - Anlass 
war der Fall „Scholl" - geraten, dafür Sor- 
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ge zu tragen, dass der Safe unter einem 
neutralen Namen geführt werde. Das sei 
Anlass zur Gründung der liechtensteini- 
schen Stiftung Norfolk gewesen. Beiräte 
seien Herr Dr. Lüthje und Herr Weyrauch 
gewesen. Für diese Stiftung sei ein neues 
Konto eingerichtet worden, auf welches 
der Restsaldo des alten Kontos übertragen 
worden sei. Dieses Konto sei zunächst als 
„ruhendes Konto" geführt worden. 

ENDE DER 80ER JÄHRE sei das 
Konto dann reaktiviert worden. Herr Dr. 
Lüthje erklärte, dass er Gelder von Herrn 
Kiep in Zürich erhalten habe. Laut seiner 
Auskunft habe Herr Kiep ihm mitgeteilt, 
dass es sich um Zuwendungen der Firma 
Siemens in München handele. Hierzu liegt 
eine eidesstattliche Versicherung von 
Herrn Dr. Lüthje vor. 

IN EINEM FALL habe er bei einem 
Treffen, an dessen Datum er sich nicht er- 
innere, das aber Ende der 80er Jahre, An- 
fang der 90er Jahre in Zürich stattgefun- 
den habe, von Herrn Seelig, damals Vor- 
standsmitglied der Siemens AG eine Milli- 
on DM für die CDU erhalten. Nach seiner 
Erinnerung habe die Gesamtsumme der 
übergebenen bzw. der von Herrn Kiep 
übernommenen Gelder fünf oder sechs 
Millionen DM betragen. Diese Gelder sei- 
en entweder auf das Konto in Zürich ein- 
gezahlt oder aber bar nach Deutschland 
verbracht und Herrn Weyrauch auf ein 
CDU-Treuhänder-Konto übergeben wor- 
den. Das auf das Konto in Zürich einge- 
zahlte Geld sei nach Bedarf in bar nach 
Deutschland transferiert worden. 

Herr Kiep hat diese Darstellung von Herrn 
Dr. Lüthje ganz entschieden bestritten. Er 
habe niemals Barzahlungen von Siemens 
in der Schweiz erhalten. Die Angaben von 
Herrn Dr. Lüthje seien absolut falsch. Die 
Firma Siemens ist durch Herrn Dr. Schäub- 
le über die Erklärung von Herrn Dr. Lüthje 
unmittelbar unterrichtet worden. Sie hat 
ihren Angaben nach intensive Nachfor- 

schungen zur Klärung des Sachverhaltes 
angestellt, bis heute jedoch keinerlei An- 
haltspunkte für derartige Zahlungen. Herr 
Seelig habe gegenüber dem Vorstand er- 
klärt, dass er keine Zahlungen an Herrn 
Dr. Lüthje in der Schweiz geleistet habe. 

BEI DER AUFLÖSUNG des Kontos 
im Juni 1992 habe sich nach Erklärung der 
Herren Dr. Lüthje und Weyrauch ein Rest- 
guthaben von rd. 1,5 Millionen Schwei- 
zer Franken auf diesem Konto befunden. 
Nach Absprache mit Herrn Kiep sei dieses 
Geld als Sondervergütung für die Aus- 
landstätigkeiten und die Aufwendungen 
im Zusammenhang mit dem Flick-Spen- 
den-Skandal gleichmäßig auf die Herren 
Kiep, Weyrauch und Dr. Lüthje verteilt 
worden. Die Entscheidung habe Herr Kiep 
getroffen. Herr Dr. Lüthje sei der Meinung 
gewesen, dass Herr Kiep dazu befugt ge- 
wesen sei. Die Entscheidung habe Herr 
Kiep in einem Gespräch am 30. oder 31. 
März 1992 getroffen. 

DIE ENTSCHEIDUNG zur Vergütung 
für außerordentliche Leistungen und Dien- 
ste der Herren Weyrauch und Dr. Lüthje 
solle gleichermaßen den oben genannten 
Restsaldo als auch die eine Million DM 
des Herrn Schreiber umfasst haben. Herr 
Kiep bestreitet entschieden, von dem Kon- 
to in der Schweiz Kenntnis gehabt zu ha- 
ben. Er habe auch kein Geld von diesem 
Konto erhalten. Bestätigt hat er allerdings, 
eine Entscheidung über die Verwendung 
der 1 Million DM von Herrn Schreiber 
getroffen zu haben. 

BEZÜGLICH DER ABWICKLUNG 
der Abfindungen für Walther Leisler Kiep' 
Dr. Lüthje und Weyrauch aus dem Schwei- 
zer Konto sei Herr Dr. Lüthje davon aus- 
gegangen, dass Herr Kiep Herrn Dr. Kohl 
unterrichtet habe. Da dies nicht der Fall 
gewesen sei, habe er im nachhinein selbst 
Herrn Dr. Kohl hiervon im Grundsatz in- 
formiert. Herr Dr. Kohl habe zugestimmt- 
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Einzelheiten habe er Herrn Dr. Kohl nicht 
genannt. Herr Dr. Kohl hat eine solche In- 
formation nicht bestätigt. 

ANGABEGEMÄSS hat Herr Weyrauch 
keine Unterlagen mehr zum Konto Nor- 
folk. Herr Weyrauch und Herr Dr. Lüthje 
haben ihre Rechte in bezug auf die Stiftung 
jjn Anschluss an das Gespräch an die CDU- 
Bundesgeschäftsstelle übertragen. Frau Dr. 
Merkel hat daraufhin die Firma Ernst & 
'Oung bevollmächtigt, sämtliche Konten- 
Unterlagen der Stiftung Norfolk bei der 
UBS-Bank in Zürich anzufordern. Die 
Bank hat bereits telefonisch bestätigt, dass 
e|n Konto für die Norfolk Foundation 
nebst vier Unterkonten bis Ende 1992 ge- 
führt wurde. Die Unterlagen werden der- 
art im Archiv der Bank zusammengestellt. 

DIE REISEN von Herrn Weyrauch in 
d,e Schweiz hingen nach seinen Angaben 
•Jtit der Betreuung des Norfolk-Kontos und 
des Archivs im Safe einer Schweizer Bank 
lammen. Gelegentlich habe es auch Rei- 
hen nach Zürich im Zusammenhang mit 
^er Abwicklung der sogenannten AA-Gel- 
dfir (Auswärtiges Amt) zur Finanzierung 
ausländischer Schwesterparteien gegeben. 

2U DEN BND-GELDERN und Gel 
r^m vom Auswärtigen Amt erklärte Herr 
^r- Lüthje, dass die Darstellung in der 
^üddeutschen Zeitung korrekt sei. Emp- 
fänger für die anteiligen Gelder der CDU 
und CSU sei bis 1978 Herr Kiep gewesen. 

AB 1978 seien die Anteile für die CSU 
""ekt an diese ausgezahlt worden. Für die 

pundes-CDU sei ein Konto bei der Bank 
j^uck in Luxemburg eingerichtet worden. 

Ie Gelder seien bis 1982 geflossen und 
?5'en nach dem Amtsantritt von Helmut 
Kohl gestoppt worden. Die Gelder aus 

em Auswärtigen Amt seien weiterhin ge- 
j^hlt worden. Die Gelder seien über das 

Uro für Auswärtige Beziehungen gekom- 
men Un(j von £)r Henning Wegener oder 
. r- Peter Hartmann direkt an Herrn Dr. 

Ulhje weitergegeben worden. Die Ver- 

wendung der BND-Gelder sei nicht ge- 
prüft worden. Die Mittel aus dem Auswär- 
tigen Amt seien nach 1982 projektbezogen 
weiterbezahlt worden. Der genaue Etattitel 
sei Herrn Dr. Lüthje nicht bekannt gewe- 
sen. Die Verwendung der Mittel des Aus- 
wärtigen Amtes sei vom Präsidenten des 
Rechnungshofes geprüft worden. 

WEISUNGSBERECHTIGT für die 
Verwendung der Gelder seien Herr Dr. Kohl, 
Hen- Dr. Hartmann und Herr Dr. Wegener 
gewesen. Herr Dr. Lüthje sei nicht wei- 
sungsberechtigt für dieses Konto gewesen. 

Herr Dr. Lüthje und Herr Weyrauch versi- 
chern, dass aus diesen Mitteln keine Gel- 
der an die Partei zurückgeflossen seien. 

DIESE KONTEN seien dann im Rah- 
men der „Flurbereinigung" Ende 1992 
aufgelöst worden. Ob es danach noch Zah- 
lungen gegeben habe, wurde von beiden 
verneint. 

Zu den ungeklärten Mittelzu- 
flüssen der Jahre 1989 bis 1992 
erklärte Herr Dr. Lüthje: 

Von ihm seien in diesem Zeitraum keine 
Spenden akquiriert worden, die Anderkon- 
ten zugeführt wurden. Auf die Anderkonten 
(Treuhandkonten) - nicht zu verwechseln 
mit dem Konto der Stiftung Norfolk - seien 
auch Gelder geflossen, die Herrn Dr. Lüth- 
je vom Bundesschatzmeister bzw. vom Par- 
teivorsitzenden übergeben worden seien. 
Über die Herkunft der von Herrn Dr. Kohl 
übergebenen Mittel ist Herrn Dr. Lüthje 
nach seinen Angaben nichts bekannt. 

ZU DER SUMME der Mittel unbekann- 
ter Herkunft von rd. 10 Millionen DM für 
die Jahre 1989 bis 1992 konnte Herr Dr. 
Lüthje keine genauen Angaben machen. 
Neben den genannten fünf oder sechs Mil- 
lionen DM konnte er sich nur daran erin- 
nern, zwei bis drei Millionen DM von 
Herrn Dr. Kohl insgesamt erhalten zu ha- 
ben. Herr Dr. Kohl hat dazu erklärt, dass er 
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die von Herrn Dr. Lüthje angegebene Ge- 
samtsumme für zu hoch halte. Diese Sum- 
me sei seiner Erinnerung nach deutlich ge- 
ringer gewesen. Er legte auch Wert auf die 
Feststellung, dass es sich bei den an Herrn 
Dr. Lüthje übergebenen Barbeträgen um 
kleine Spenden gehandelt habe und nicht 
wie in den Jahren 1993 ff um Großspen- 
den, bei denen er den Namen der Spender 
nicht nennen werde. 

Herr Dr. Hausmann hat Herrn Dr. Kohl ge- 
fragt, aus welchen Quellen die ungeklärten 
Mittel für die Jahre 1989 bis 1992 noch 
stammen könnten. Herr Dr. Kohl hat auf 
die Fraktion verwiesen. Herr Dr. Haus- 
mann hat darauf hingewiesen, dass dies die 
Lücke nicht vollständig schließen könne. 
Nach Angaben der Fraktion sind 1990 nur 
TDM 600 aus Beiträgen der Abgeordneten 
an die Partei übertragen worden. Die wei- 
teren Mittel unbekannter Herkunft müssten 
eine andere Quelle gehabt haben. Herr Dr. 
Kohl hat auf die Möglichkeit verwiesen, 
der damalige Schatzmeister, Herr Kiep, 
könne weitere Spenden akquiriert haben. 
Herr Kiep bestreitet dies. 

BEI DER AMTSÜBERGABE an 
Frau Baumeister sei diese nach Angabe 
von Herrn Dr. Lüthje über früher im Aus- 
land befindliche Konten und das System 
der Treuhand-Anderkonten nicht unter- 
richtet worden. 

Herr Weyrauch erklärte, dass er ab 1993 
Mittel von Herrn Terlinden übernommen 
habe, ohne die Herkunft der Gelder /.u ken- 
nen. In einem Fall konnte Herr Weyrauch 
sich daran erinnern, dass Herr Terlinden 
angegeben habe, dass nach Terlindens Ver- 
mutung das Geld von „Kirch" komme. 

Herr Terlinden hat dazu erklärt, dass er 
sich nicht erinnern könne, eine solche Ver- 
mutung gegenüber Herrn Weyrauch 
geäußert zu haben. Jedenfalls habe Herr 
Dr. Kohl ihm nie einen Spendernamen ge- 
nannt. Herr Dr. Kohl hat auf erneute 
Nachfrage die Spender nicht genannt. 

IN BEZUG AUF die fehlenden Unter- 
lagen für die Jahre 1994 bis 1996 verwies 
Herr Weyrauch auf Nachfrage auf seine 
bisherigen Aussagen, dass diese Unterla- 
gen aufgrund von Personalwechsel bzw. 
Umzügen innerhalb des Hauses abhan- 
den gekommen seien. Weitere Unterla- 
gen lägen nicht mehr vor, zumal auch die 
Staatsanwaltschaften weitere Durchsu- 
chungen und Beschlagnahmungen durch- 
geführt hatten. 

DIE ABWICKLUNG der TDM 100, 
die an Herrn Dr. Schäuble gezahlt wurde, 
sei nach Angaben von Herrn Weyrauch 
wie folgt: Er habe TDM 100 von Herrn 
Schornack in bar erhalten. Dieses Bargeld 
habe er an Herrn Kiep weitergegeben. 
Dieser habe das Geld in seine Jackenta- 
sche gesteckt. Dieses Geld sei dann über 
ein Privatkonto von Herrn Kiep in die 
sonstigen Einnahmen der Bundesge- 
schäftsstelle geflossen. Herr Weyrauch 
wird diesen Vorgang gesondert eidesstatt- 
lich versichern. 

Herr Kiep hat ausdrücklich erklärt, dass er 
keinen Barbetrag in Höhe von DM 100.000 
erhalten habe. 

ABSCHLIESSEND hat Herr Weyrauch 
erklärt: Es habe keine finanziellen Ver- 
flechtungen zwischen der CDU in Hessen 
und der Bundesgeschäftsstelle gegeben. 
Insbesondere seien keine Mittel aus den 
jetzt aufgetauchten Bankkonten an die 
Bundespartei geflossen. 

NACH DEM JAHR 1992 habe es kei 
ne Konten mehr für die Bundes-CDU im 
Ausland gegeben. Im übrigen hat Herr 
Weyrauch versichert, dass zu den Inlands- 
konten alle Unterlagen der Weyrauch und 
Kapp GmbH vorlägen. 

WEITERE KONTEN bei anderen Ban- 
ken und sonstige Vermögen, die der CDU 
direkt oder indirekt z.B. über Stiftungen zu- 
zurechnen sind, existierten seinen Angaben 
nach für die Zeit nach 1993 nicht. 
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Die CDU muss mit ihren Pfunden wuchern 
Es könnte sich ergeben, erklärte Prof. 
Peter Lösche, Politikwissenschaftler 
an der Universität Göttingen, in einem 
Interview mit der Süddeutschen Zei- 
tung, dass sich die Chancen der CDU 
auf Rückkehr zur Macht sehr schnell 
verbessern. Voraussetzung: Erneue- 
rung der Partei. Peter Lösche: „Alles 
kann sich schnell wieder ändern." 

Frage: Das klingt relativ optimi- 
stisch. Eigentlich könnte das ein 
Aufruf sein, sich nicht der Poli- 
tikverdrossenheit anheim zu ge- 
ben, sondern sich als junger, poli- 
tikinteressierter Mensch in der 
CDU zu engagieren, um eine Par- 
tei von unten neu aufzurollen. 

Prof. Peter Lösche: So könnte man 
es verstehen. Die CDU wird bis heu- 

te darin unterschätzt, dass sie in den 
Kreis verbänden, in den Ortsverbän- 
den eine lebendige Partei war und 
durchaus noch ist. Da ist ein Mitglie- 
derpotential von 650.000 Menschen. 
Von denen sind zehn bis fünfzehn 
Prozent aktiv. Diese 65.000 bis 
90.000 sind ein Pfund, mit die CDU 
wuchern muss. 

Frage: Ist das Wahlwerbung für 
die CDU? Dürfen wir das über- 
hauptdrucken? 

Prof. Peter Lösche: Die SPD ist doch 
viel verkalkter. Was es da für Abschot- 
tungstendenzen gibt als Patronagema- 
schine für den öffentlichen Dienst! Da 
ist die CDU, so absurd das auch im 
Moment klingt, viel lebendiger. 

EURO-Schwäche erfordert 
überzeugende Wachstumspolitik 

Zur Anhebung der Leitzinsen durch 
die Europäische Zentralbank erklär- 
te der wirtschaftspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Gunnar Uldall: 
Die Anhebung der Leitzinsen durch 
die Europäische Zentralbank (EZB) 
kann nicht überraschen. Angesichts 
der steigenden Rohölpreise und einer 
durch den schwachen EURO drohen- 
den importierten Inflation war die 
EZB zum Handeln gezwungen. 

Hauptgrund der EURO-Schwäche ist 
aber das mangelnde Vertrauen in die 
Wirtschaftspolitik der EU-Länder. Gera- 
de Deutschland als wirtschaftsstärkstes 
Land muss endlich seiner Verantwor- 

tung gerecht werden und zu einer über- 
zeugenden Wachstumspolitik finden. 

DER EURO ist am 8. Februar nach 
der Veröffentlichung der deutschen 
Arbeitslosenzahlen zwischenzeitlich 
wieder unter die Marke von 0,98 
Dollar gefallen. Die Gemeinschafts- 
währung rutschte bis in die Gegend 
von 0,9785 Dollar, erholte sich später 
jedoch wieder leicht. Händler begrün- 
deten den Rückgang mit Marktspeku- 
lationen, die vor der Veröffentlichung 
der Arbeitslosenzahlen einen Rück- 
gang um saisonbereinigt bis zu 70.000 
prognostiziert hatten. 
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Immer mehr Zeitarbeiter 
in Deutschland 

Die Zahl der Zeitarbeiter in Deutsch- 
land hat sich von 1992 bis 1999 auf 
mehr als 286.000 verdoppelt. Damit ist 
ihr Anteil an den sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten von rund 0,5 
Prozent auf gut ein Prozent gestiegen, 
wie das Institut der deutschen Wirt- 
schaft in Köln mitteilte. 
Die Zeitarbeit habe sich für viele Arbeits- 
lose als Sprungbrett in den Arbeitsmarkt 
erwiesen. „Mehr als 60 Prozent aller neuen 
Zeitarbeiter seit 1992 waren unmittelbar 
zuvor entweder beschäftigungslos oder 
hatten sogar noch nie einen Arbeitsplatz", 
teilte das Institut mit. 
Hochgerechnet auf die fast 500.000 Zeit- 
arbeitsverträge, die allein zwischen Mitte 
1998 und Mitte 1999 neu abgeschlossen 
worden seien, dürften dem Institut der 
deutschen Wirtschaft zufolge damit rund 
300.000 Erwerbslose eine Beschäftigung 
gefunden haben. Zudem erfülle die Zeitar- 
beit immer mehr eine Funktion als „Anstel- 
lung auf Probe". Verschiedene Umfragen 

hätten gezeigt, dass viele Unternehmen das 
Arbeitsverhältnis auf Zeit nutzen, um po- 
tenzielle Mitarbeiter erst einmal genauer 
unter die Lupe zu nehmen. „In rund 30 Pro- 
zent der Fälle dürfte sich daraus eine dauer- 
hafte Anstellung ergeben haben", hieß es. 

Gemessen an den internationalen Quoten - 
die allerdings anders berechnet würden - 
spiele die Zeitarbeit in der Bundesrepublik 
dennoch eine nach wie vor kleine Rolle. So 
meldeten zum Beispiel die Niederländer ei- 
nen fast sieben Mal so hohen Zeitarbeiter- 
anteil wie die Deutschen. Die Briten kom- 
men den Wirtschaftsexperten zufolge auf 
gut fünf Mal so hohe Werte. „Selbst wenn 
Deutschland nur auf die französische und 
amerikanische Zeitarbeitsquote von gut 
zwei Prozent kommen würde, könnte hier 
zu Lande zusätzlich etwa eine halbe Milli- 
on Menschen zumindest vorübergehend ei- 
ne Beschäftigung finden", stellten die Öko- 
nomen fest. Dazu müssten allerdings auch 
die gesetzlichen Autlagen für die Arbeit- 
nehmerüberlassung gelockert werden. 

Österreich fair behandeln 
Zur Regierungsbildung in Öster- 
reich erklärte der europapolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Peter Hintze: 
Die neue Regierung in Österreich unter 
Leitung von Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel hat Anspruch auf eine faire 
Partnerschaft in der Europäischen Uni- 
on. Die schrillen Töne aus Lissabon, 
Brüssel und Berlin sind gegenüber ei- 
nem engagierten Europäer wie Wolfgang 
Schüssel und seiner über jeden Zweifel 

erhabenen ÖVP hochgradig ungerecht. 
Österreich kann gegenüber Südosteuro- 
pa wie im Prozess der Osterweiterung 
der EU eine positive Schlüsselrolle 
spielen. Die EU beraubt sich eigener 
Chancen, wenn sie sich selbst zum 
Zuchtmeister Österreichs aufspielt. 

Für die absolut anhaltslose Andro- 
hung von Sanktionen sollten sich die 
portugiesische Ratspräsidentschaft 
und die deutsche Bundesregierung 
entschuldigen. 

. 
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Von Aufschwung nichts zu spüren 
Zur aktuellen Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt erklärte der stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Hermann Kues: 

öie miserable Bilanz auf dem Arbeits- 
uiarkt der rot-grünen Bundesregierung 
setzt sich auch im Jahr 2000 fort. Von dem 
seit Monaten vollmundig angekündigten 
Aufschwung ist nach wie vor nichts zu 
spüren. Der drastische Anstieg der Ar- 
beitslosigkeit zeigt vielmehr, dass es der 
r°tgrünen Bundesregierung bislang nicht 
gelungen ist, aus der Sackgasse in der Ar- 
beitsmarktpolitik herauszukommen. 

Die Fakten sind ernüchternd: 

Die Zahl der Erwerbstätigen ist um knapp 
.'30.000 zurückgegangen. Das entspricht 
JJ etwa dem Rückgang des letzten Jahres, 
gegenüber dem Vorjahresmonat ist die 
Beschäftigung sogar um gut 80.000 zu- 

Zahl der Arbeitslosen stieg auf 
knapp 4,3 Millionen 
Die Zahl der Arbeitslosen ist im Januar 
auf 4.293.400 gestiegen. Das sind nach 
Angaben der Bundesanstalt für Arbeit 
246.200 mehr als im Dezember 1999. 
Die Arbeitslosenquote stieg damit binnen 
Monatsfrist von 10,3 auf 11,0 Prozent. 

^eingegangen. Die Zahl der Arbeitslosen 
s
st um knapp 250.000 gestiegen und ent- 
wicht damit ebenfalls dem Wert des letz- 
^n Jahres. Damit verharrt die Arbeitslo- 
sen auf deutlich über 4 Mio. und damit 
u* einem inakzeptablen hohen Niveau. 

.enn Walter Riester dennoch verkündet, 
Je Zahl der Arbeitslosen würde im 
sj
urehschnitt dieses Jahres um rd. 300.000 

^ken, dann ist dies ausschließlich auf 
eni«graphische Veränderungen zurück- 

zuführen. Mit der Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktpolitik der Bundesregierung 
hat das nichts zu tun. 

*** 

Fulminanter Fehlstart 
Zu den neuesten Arbeitsmarktzahlen 
Michael Luther, stellvertretender 
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Gerhard Schröders Politiksignale sind und 
bleiben verheerend für den Arbeitsmarkt 
gerade in Ostdeutschland. Über 19 % Ar- 
beitslosigkeit lassen keine Hoffnung auf 
Besserung aufkommen. Deutschland droht 
vielmehr eine dauerhafte Spaltung. Die 
viel gepriesene neue Schwerpunktsetzung 
der rot-grünen Bundesregierung greift 
nicht. Immerhin 7 Mrd. DM hat sie für die 
aktive Arbeitsmarktpolitik eingesetzt. Aber 
wo sind sie geblieben? Deutschland braucht 
endlich einen Kurswechsel, eine Politik, 
die den ersten Arbeitsmarkt fördert und da- 
durch Arbeitsplätze schafft. Gerade in Ost- 
deutschland müssen Prioritäten gesetzt 
werden: Infrastrukturinvestitionen, Stra- 
ßen- und Schienenwegeausbau und klare 
Akzente in der Wirtschaftsförderung. Nur 
so entstehen neue Arbeitsplätze. 

* * * 

Die bisherigen Bemühungen 
sind gescheitert 

Der CDU-Wirtschaftsexperte Fried- 
helm Ost hat die neuen Arbeits- 
marktzahlen als Scheitern der bis- 
herigen Bemühungen der Bundes- 
regierung zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit gewertet. 

Die Zahl der Arbeitslosen könne nur mit 
durchgreifenden Maßnahmen zur Flexibili- 
sierung aller Bedingungen auf dem Arbeits- 
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markt verringert werden. Nur kräftige Ent- 
lastungen der Arbeitnehmer und Unterneh- 
men führten zu neuen Arbeitsplätzen. Die 
dafür erforderliche Politik der Regierung 
sei aber „zu zögerlich und unzulänglich". 
Das Bündnis für Arbeit bezeichnete Ost als 
„Show-Veranstaltung", die keine positiven 
Effekte für mehr Arbeitsplätze gebracht habe. 

* * * 

DAG: Geringe 
konjunkturelle Impulse 

Geringe konjunkturelle Impulse ha- 
ben nach Auffassung der Deutschen 
Angestellten-Gewerkschaft (DAG) 
den Arbeitsmarkt zum Jahresbeginn 
auf der Stelle treten lassen. 

„Die über den Erwartungen liegende Zu- 
nahme der Arbeitslosigkeit zeigt, dass die 
konjunkturelle Belebung in ihrer Auswir- 
kung auf den Arbeitsmarkt nicht über- 
schätzt werden darf', sagte die stellvertre- 
tende DAG-Vorsitzende Ursula Konitzer in 
Hamburg. Die Konjunktur sei keineswegs 
so robust, wie das die Währungshüter der 
Europäischen Zentralbank mit ihrer unge- 
rechtfertigten Zinsanhebung der vergange- 
nen Woche Glauben machen wollten. 

Anlass zur Sorge gibt nach Ansicht der DAG 
weiterhin die sich zwischen West- und Ost- 
deutschland vergrößernde Kluft. Im Gegen- 
satz zu den westlichen überschreite in den 
östlichen Bundesländern die Arbeitslosigkeit 
nach wie vor das Vorjahresniveau. Der ins 
Stocken geratene Aufholprozess der ostdeut- 
schen Wirtschaft müsse durch verstärkte In- 
vestitionen in den Ausbau der Infrastruktur 
gefördert werden, forderte Frau Konitzer. 

* * * 

Nur den Stillstand erreicht 

Zu den neuen Arbeitslosenzahlen er- 
klärt der sozialpolitische Sprecher der 
CSU-Landesgruppe im Deutschen 
Bundestag, Johannes Singhammer: 

Der Anstieg der Arbeitslosenzahlen um fast 
250.000 im Januar 1999 ist alles andere als 
Anlass für rot-grüne Freudensprünge. Sai- 
sonale Schwankungen eingerechnet, zeigt 
der Ein-Jahres-Vergleich nämlich, dass 
die von der Union mittels Reformen einge- 
leitete Trendwende durch rot-grüne Wirt- 
schaftspolitik immer mehr gebremst wird. 

Von Januar 1998 sank die Zahl der Arbeits- 
losen bis Januar 1999 noch kräftig um ca. 
370.000. Die Reformen der unionsgeführ- 
ten Vorgängerregierung zeigten ab Mai 
1998 auf dem Arbeitsmarkt Wirkung. 

Von Januar 1999 bis Januar 2000 dagegen 
verlangsamte sich der Abbau der Arbeits- 
losen auf ca. 250.000. Das Gegenteil von 
rot-grünen Versprechungen. 

Rechnet man die von allen Experten zu- 
grunde gelegten 200.000 Arbeitslose ab, 
die zwangsläufig aus demographischen 
Gründen die Statistik der Arbeitslosen 
senken muss, so wird der Stillstand auf 
dem Arbeitsmarkt deutlich. 

Entscheidend für die Einnahmen der Sozi- 
al kassen und des Finanzamts bleibt, dass 
im November 1999 rund 60.000 Erwerb- 
stätige weniger als im November 1998 zu 

verzeichnen sind. 

CDU-Sieg in Hanau 
Oberbürgermeisterin Margret Härtel 
(CDU) bleibt für die nächsten sechs 
Jahre Chefin der 88.000 Einwohner 
großen Industriestadt Hanau. Frau 
Härtel siegte am letzten Sonntag mit 
einem Stimmenanteil von 50,8 Pro- 
zent. Ihr Gegenkandidat von der SPD- 
der 40 Jahre alte Hanauer Stadtkäm- 
merer Claus Kaminski, erreichte 49,2 
Prozent. Härtel hatte - wie auch ihr 
Herausforderer - bewusst auf eine 
Persönlichkeitswahl gesetzt und jeden- 
falls auf ihren Wahlkampfplakaten 
ohne Parteizugehörigkeit geworben. 
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Deutschland würde auch sehr 
schnell die Fähigkeit zur 

technologischen Hilfe verlieren 
£um Gespräch von Bundeskanzler Schrö- 
ter mit den Konzernchefs der Energie- 
yersorgungsunternehmen zum Ausstieg 
aijs der Atomenergie erklärte der Par- 
te»vorsitzende Wolfgang Schäuble: 

pie CDU wird im Einvernehmen mit allen 
Ministerpräsidenten von CDU und CSU 
e'nem Gesetz zur Regelung des Ausstiegs 
aus der friedlichen Nutzung der Atomener- 
§'e weder im Bundestag noch im Bundes- 
rat zustimmen. Energiepolitik muß heute 
Weltweit gedacht und gemacht werden. 

deshalb lehnen wir nationale Alleingänge 
*• Daran ändert auch ein möglicher fauler 
Kompromiss zwischen Rot-Grün und den 
kiergieuntemehmen über Restlaufzeiten 
Jl'chts. Die gravierenden volkswirtschaft- 
"chen und ökologischen Auswirkungen 

;jes Ausstiegs aus der Kernenergie wer- 
den nicht bedacht: 

ta Der Ausstieg aus der Kernenergie im 
|j?tionalen Alleingang treibt Deutschland in 
^le technologische Isolation. Das bedeutet 

en Verlust von vielen zehntausend hoch- 
^^lifizierten zukunftsfähigen Arbeitsplät- 
Jn- Keine andere führende Industrienation 
P*ant den Ausstieg aus der Kernenergie. 

er nationale Alleingang ist nicht nur euro- 
jJPolitisch schädlich. Die Verlässlichkeit 
, eutschlands und deutscher Unternehmen 

ei der Erforschung und Produktion von 
P'tzentechnologie gerät in Gefahr. 

El 
?*• Der Ausstieg aus der COvfreien 
, ernenergie führt zu einer deutlichen Er- 

0llung der C02-Belastung in Deutsch- 

land. Wir könnten die innerhalb der EU 
und international vereinbarten Klima- 
schutzziele nicht einhalten und verlören 
international an Glaubwürdigkeit. 

Die Importabhängigkeit Deutschlands 
bei der Energieversorgung wird größer. 
Die Kernenergie liefert zur Zeit über 60 % 
des gerade für die Industrieproduktion 
benötigten Grundlaststroms. Die entste- 
hende Lücke dürfte vor allem durch ver- 
stärkten Stromimport aus ausländischen 

Es kommt nicht in Frage, 
dass die Produktion von 
Atomstrom aus sicheren 

deutschen Kraftwerken ins 
Ausland verlagert wird. 

Kernkraftwerken, die an unseren Grenzen 
oder in Osteuropa stehen, geschlossen 
werden. Eine Abschottung des deutschen 
Marktes vor Atomstrom ist im europäi- 
schen Binnenmarkt und angesichts der ge- 
planten Osterweiterung der EU nicht mög- 
lich. Deutschland würde lediglich die 
Produktion von Atomstrom aus sicheren 
deutschen Kraftwerken in das Ausland 
verlagern, in denen die Sicherheitsstan- 
dards in der Regel das deutsche Niveau 
nicht erreichen. Schon heute verweigert 
die Bundesregierung den osteuropäischen 
Staaten die notwendige finanzielle Unter- 
stützung. Nach einem Ausstieg aus der 
Kernenergie würde Deutschland auch 
sehr schnell die Fähigkeit zur technolo- 
gischen Hilfe verlieren. • 
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Rot-Grün gefährdet den 
Technologie-Standort Deutschland 

Das Gefährdungsrisiko, das von den Hoch- 
geschwindigkeitsdurcht'ahrten durch die 
Ortschaften mit den vielen Bahnübergän- 
gen ausgeht, ist unbeherrschbar. Die neuen 
Belastungen für die Bewohner der Ort- 
schaften an dieser Strecke aus Lärm und 
erheblichem Mehrverkehr sind unzumut- 
bar. Völlig offen ist zudem, wie gleichzei- 
tig dann noch Regional- und Güterverkehr 
mit wachsendem Aufkommen auf den 
vorhandenen Gleisen fahren sollen. Der 
Transrapid mit seiner Trasse abseits dieser 
Orte hätte eine wesentliche Entlastung ge- 

Die japanische Konkurrenz 
schläft nicht, sondern ist bereit, 

die Lücke zu füllen. 

bracht. Die Bürger können sich insbeson- 
dere bei den Grünen dafür bedanken, dass 
sie statt Entlastung erhebliche zusätzliche 
Umweltbelastungen bekommen werden. 

Die heutige kurzsichtige rot-grüne Ver- 
kehrs- und Wirtschaftspolitik liefert ein 
wahrlich makabres Resultat. Sie macht ei- 
ne hoffnungsvolle Entwicklung kaputt, die 

ein SPD-Verkehrsminister Leber seiner/e' 
begonnen hatte, um über die ausgereizte 
Schienentechnologie hinaus ein bodenge- 
stütztes Verkehrssystem zu schaffen, das 
das Flugzeug im kontinentalen Bereich 
auf längere Sicht ersetzen kann. Dies al- 
lerdings scheint auch dem bisherigen 
Flugzeugbauer Mehdorn immer noch ein 
Dorn im Auge zu sein, selbst wenn er jetz 

die Seiten gewechselt hat. Er wird noch 
erheblich umdenken müssen! 

Alternativen für die Anwendung der Mä' 
gnetschwebetechnik in Deutschland sind 
angesichts der denkbaren Verbindungen 
und des hohen Zeitbedarfs völlig neuer 

Der verkehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dirk Fi- 
scher, und die Berichterstatter zum Trans- 
rapid, Georg Brunnhuber und Wolfgang 
Börnsen erklärten zum Aus für die Trans- 
rapid-Strecke Hamburg-Berlin: 

Die Entscheidung gegen den Bau der 
Transrapid-Verbindung Hamburg - Berlin 
ist falsch und schädlich für den Technolo- 
gie- und Wirtschaftsstandort Deutschland. 
Die Aussicht auf viele neue Arbeitsplätze 
ist zerstört, viele bereits vorhandene Ar- 
beitsplätze werden vernichtet. 

Während Bundeskanzler Schröder für Pan- 
zerlieferungen eine Koalitionskrise riskiert, 
rührt er für die Anwendung des Transrapid 
keinen Finger. Das ist die widersprüchliche 
Politik von Rot-Grün, mit der Deutschland 
im weltweiten Wettbewerb um High-Tech- 
Arbeitsplätze ins Abseits gestellt wird. 

Die Transrapid-Verbindung Hamburg - 
Berlin wäre ökonomisch und technisch 
machbar, die ökologischen Vorteile dieser 
Technik sind unbestritten. Anderslautende 
Aussagen sind unredlich, denn sie beru- 
hen auf simplen, im Ansatz schon falschen 
Milchmädchen-Rechnungen. Die von den 
Grünen und jetzt auch von Bahnchef Meh- 
dorn angepriesene Alternative eines ICE- 
Hochgeschwindigkeitsverkehrs auf der 
vorhandenen Trasse mit angeblich nur ge- 

I  ringen Ausbaukosten ist im wahrsten Sinn 
S  des Wortes „billig". Die Vorstellung, dass 
a. ICE-Züge demnächst im Halbstundentakt 
o  mit mehr als 250 km/h durch die Ortschaf- 
F  ten donnern, mit dieser Geschwindigkeit 
c  über mehr als 60 Bahnübergänge rasen 
g- sollen, ist angesichts der schrecklichen 
£ Unfälle von Eschede und jetzt Brühl mit 

<P  ihren katastrophalen Auswirkungen mehr 
n>  als abenteuerlich. U 
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Die Sicherheit muss weiterhin 
ganz vorne stehen 

Zum Bahnunfall in Brühl bei Köln 
erklärte Dirk Fischer, der verkehrs- 
politische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 
Mit großer Betroffenheit haben wir 
den schweren Bahnunfall im Bahnhof 
Brühl zur Kenntnis genommen. Zu 
frisch sind noch die Erinnerungen an 
das schreckliche Ereignis von Esche- 
de.Wir fühlen mit aufrichtiger Anteil- 
nahme mit den Angehörigen der To- 
ten. Wir wünschen den Verletzten eine 
baldige und vollständige Genesung. 
Dieser neuerliche Unfall ist aber auch 

eine deutliche Mahnung an das Mana- 
gement der DB AG, bei allen Bemü- 
hungen um eine erfolgreiche Umset- 
zung der unternehmerischen Ziele im 
Rahmen der Bahnreform das Wohler- 
gehen ihrer Kunden nicht aus den Au- 
gen zu verlieren. Sicherheit muss wei- 
terhin Priorität haben, selbst wenn der 
Druck zu mehr Wirtschaftlichkeit und 
Produktivität zu innerbetrieblicher 
Rationalisierung zwingt. Wir werden 
die Verantwortlichen, Verkehrsmini- 
ster Klimmt und Bahnchef Mehdorn, 
hier in die Verantwortung nehmen. 

''anverfahren unrealistisch. Diejapani- 
Sche Konkurrenz schläft nicht, sie freut 
s'ch über jeden Zeitverzug beim Transra- 
P'd, der den Abstand zu ihrer eigenen Ent- 
wicklung verringert. Und sie steht schon 
'n den Startlöchern, die Lücke, die ein 
^topp des Transrapid schafft, zu füllen. 
^er Industrie wird nach dieser politischen 

ehlleistung der rot-grünen Koalition 
letztlich nichts anderes übrig bleiben, als 
. r Patent für die Transrapid-Technologie 
ns Ausland zu verkaufen und die Ver- 
marktung anderen zu überlassen. Einziger 
Ausweg ist: Schluss mit dieser innovati- 
°nsfeindlichen Politik von Rot-Grün! 

Chancen endgültig verpasst 
Anlässlich der Absage an die Trans- 
rapid-Strecke Hamburg-Berlin er- 
klärte die Berichterstatterin der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für 
Verkehrsforschung im Bundestags-, 
Ausschuss für Bildung und For- 
schung, Bärbel Sothmann: 

Ur> ist der Skandal perfekt. Nach mehr 
'0 Jahren Planungs- und Entwicklungs- *'S3 

zeit haben Bundesregierung, Bahn AG und 
das Transrapid-Konsortium das endgültige 
Aus für die Transrapid-Strecke Hamburg- 
Berlin besiegelt. Der Wegfall dieser Refe- 
renzstrecke, auf der wir spätestens bis 
2005 der Welt unsere Technologieführer- 
schaft in Sachen Magnetschwebebahntech- 
nik hätten beweisen können, ist in jeder 
Hinsicht eine Katastrophe. 

Wir verspielen damit unseren weltweiten 
Entwicklungsvorsprung, unsere Export- 
chancen auf dem Weltmarkt und - beson- 
ders im Vorfeld der Weltausstellung Expo 
2000 - unseren guten Ruf als Hochtech- 
nologie-Standort. 

Wir verschenken Tausende von neuen Ar- 
beitsplätzen in Norddeutschland und ris- 
kieren die Sicherheit von mehreren hundert 
Arbeitsplätzen in Hessen. 

Wir verzichten auf eine umweltfreundli- 
che Alternative zu Kurzstreckenflügen 
zwischen Hamburg und Berlin. 

Wir setzen alle bisherigen Entwicklungs- 
kosten in den Sand und müssen uns auf 
Schadensersatzforderungen einstellen.     • 
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Mehr Wettbewerb bremst weiteren 
Anstieg der Entsorgungskosten 

Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Umwelt- und Energiepolitik 
der CDU, Kurt-Dieter Grill, und der 
Staatssekretär des thüringischen Um- 
weltministeriums, Stephan liiert, haben 
Thesen zur Zukunft der Abfallpolitik 
vorgestellt: 

• Die Abfallpolitik der Zukunft wird 
maßgeblich von der Europäischen Union 
bestimmt, daher muss das deutsche Enga- 
gement auf allen Ebenen (Parlament, Re- 
gierung, gesellschaftliche Gruppen) der 
europäischen Meinungsbildung, der Ent- 
scheidungsvorbereitung und der Regel- 
setzung verstärkt werden. 

• Die Gesetzgebung in Deutschland zur 
Sicherung einer zukunftsfähigen und 
nachhaltigen Kreislauf- und Abfallwirt- 
schaft soll zwar richtungsweisend fortent- 
wickelt und auf die besonderen Verhältnis- 
se in unserem Land abgestellt werden, sie 
darf sich aber nicht von der Entwicklung 
in Europa abkoppeln. 

• EU-Richtlinien sollten ohne Zeitverzug 
ins deutsche Recht umgesetzt werden, um 
langwierige Vertragsverletzungsverfahren 
mit der Europäischen Kommission zu 
vermeiden; sie schädigen das deutsche 
Ansehen und verhindern eine einheitliche 
Rechtslage in Europa. 

• Der bisher schon erreichte hohe Rang 
der Abfallverwertung und die in vielen Be- 
reichen gemeinsam wahrgenommene Ver- 

g antwortung von Herstellern, Vertreibem, 
Z  Verbrauchern und Abfallentsorgern für ei- 
o ne zweckmäßige Verwertung sowie eine 
c ausreichende Vorbehandlung der unver- 
g- meidbaren Abfälle und eine verantwortba- 
3 re Restabfallbeseitigung in Deutschland 
§  sollen weiter ausgebaut werden. Dabei ist 
2. Anreizregelungen Vorrang vor Verboten 

und Genehmigungsvorbehalten einzuräu- 
men. Freiwillige Kooperationen zwischen 
Entsorgungspflichtigen und Anlagenbetrei- 
bern sind zu fördern. Durch mehr Wettbe- 
werb auf einem für alle Entsorgungsbetrie- 
be offenen Abfallmarkt ist ein weiterer An- 
stieg der Entsorgungskosten zu vermeiden- 

• Die notwendigen ökologischen Maßstä- 
be müssen mit der zentralen Aufgabenstel- 
lung gleichzeitiger Kostenminimierung 
bei Investition und Anlagenbetrieb durch- 
gesetzt werden. Vor dem Hintergrund der 
grundsätzlichen Verantwortung der Kom- 
munen für die Abfallentsorgung müssen 
Kostenaspekte als mitentscheidende Fak- 
toren besonders beachtet werden. 

• Bund, Länder und Kommunen sollen 
eine Strategie zur Stillegung der nicht zu- 
kunftsfähigen Abfallbehandlungs- und Ab- 
fallbeseitigungsanlagen entwickeln. Mit- 
tel- und langfristig kann insbesondere auf 
Sonderabfalldeponien und auf Deponien 
für nicht vermarktungsfähige Reststoffe 
nicht verzichtet werden. Es müssen dafür 
geeignete Deponien in sinnvoller räumh". 
eher Verteilung und mit ausreichendem S'' 
cherheitsstandard vorgehalten werden. 
Diese dürfen nach menschlichem Ermes- 
sen weder Gefahren für künftige Genera- 
tionen noch kostenträchtige Nachsorge- 
maßnahmen erwarten lassen. 

• Zur Vorbehandlung unvermeid- und ufl' 
verwertbarer Abfälle sind grundsätzlich 
alle chemischen, mechanischen, biologi- 
schen und thermischen Verfahren geeig- 
net, die alleine oder in Kombination für 
die Deponierung geeignete Restabfälle ef' 
zeugen. Dabei sollten die Verfahren vor- 
rangig eingesetzt werden, deren Restston 
mittelfristig als vermarktungsfähig ange- 
sehen werden. Die Umweltschutzanfor- 



MENSCHENRECHTE UiD 5/2000 • Seite 17 

Sofortiger Waffenstillstand 
in Tschetschenien 

Zum Krieg in Tschetschenien er- 
klärte der Vorsitzende des Bundes- 
arbeitskreises Menschenrechte der 
CDU, Hermann Gröhe: 
Nach dem Ende der Kämpfe um Gros- 
nyj häufen sich die Berichte über Ver- 
gewaltigungen, Plünderungen und Er- 
schießungen von Zivilisten durch russi- 
sche Soldaten und Söldner in Tsche- 
tschenien. Die CDU Deutschlands for- 
dert die russische Regierung auf, diese 
brutalen Menschenrechtsverletzungen 
sofort abzustellen. Die blutigen Kämp- 
fe in Tschetschenien, die Bombenan- 
griffe auf die Zivilbevölkerung und die 
systematische Zerstörung von Dörfern 
müssen sofort aufhören. Die CDU 
Deutschlands fordert die russische Re- 
gierung auf, ihre Angriffe in den Berg- 
regionen Südtschetscheniens unverzüg- 
lich einzustellen, den sich zurückzie- 
henden tschetschenischen Kämpfern ei- 
nen Waffenstillstand anzubieten und 

Verhandlungen mit dem demokratisch 
gewählten Präsidenten Tschetscheniens, 
Asian Maschadow, aufzunehmen. In- 
ternationale Hilfsorganisationen, OSZE- 
Beobachter und die internationale Pres- 
se müssen umgehend ungehinderten 
Zugang zum Krisengebiet erhalten. 
Es muss alles getan werden, damit sich 
die Kämpfe nun nicht in den Bergen 
fortsetzen und in dem Konflikt, der be- 
reits viele tausend Tote und Hunderttau- 
sende Vertriebene gekostet hat, endlich 
eine politische Lösung gefunden wird. 
Die CDU fordert die Vereinten Natio- 
nen und die Europäische Union auf, 
sich in intensiven Gesprächen mit der 
russischen Führung für ein Ende der 
Kämpfe und den Schutz der Zivilbevöl- 
kerung einzusetzen. Sollte sich Russland 
weiter jedem Appell zu einer sofortigen 
Einstellung der Angriffe verweigern, 
muss die internationale Staatengemein- 
schaft klare Konsequenzen ziehen. 

, erungen an die verschiedenen Behand- 
f^gsverfahren müssen vergleichbar sein, 
^"e naturwissenschaftlich nicht belegba- 
en Vorbehalte sollten abgebaut werden. 

. Zur künftigen Ausgestaltung der Pro- 
uktverantwortung der Hersteller für ab- 
.''-optimierte Produkte ist eine bessere 
£ "Stimmung insbesondere von Umwelt-, 
teuer- und Kartellrecht erforderlich. 

I  Um den Vollzug des geltenden Kreis- 
e.
u'wirtschafts- und Abfallrechts zu ver- 
machen und um eine einheitliche An- 

rQ
en.c'Un8 unter Berücksichtigung des eu- 
Päischen Abfallrechts sicherzustellen, 
' ss die Bundesregierung kurzfristig ent- 

fallende Verwaltungsvorschriften erlas- 
n- Insbesondere die Abgrenzung von L 

Produkt und Abfall sowie von Abfallbesei- 
tigung und Abfallverwertung sind vorran- 
gig klarzustellen. 

• Der Vorrang höherwertiger Verwer- 
tungsverfahren gegenüber solchen Verfah- 
ren, die nur eine unzureichende Verwer- 
tung ermöglichen, ist durch geeignete 
rechtliche Regelungen sicherzustellen. Die 
Bundesregierung sollte von den Verord- 
nungsermächtigungen des § 7 KrW-/AbfG 
unbedingt Gebrauch machen, um klare 
Signale zu setzen. 

• Die Zulässigkeit des Bergversatzes mit 
dafür geeigneten Abfallstoffen ist möglichst 
schnell europarechtlich zu klären und ge- 
genüber Untertagedeponien als Abfallbe- 
seitigungsanlagen deutlich abzugrenzen.  • 
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RENTENZAHLUNG 

••• Aktion stoppen! 

Wie ein geheimes Unter- 
nehmen hat die Bundesver- 
sicherungsanstalt für An- 
gestellte die Auszahlungs- 
verschiebung der Renten 
von Kunden der Großban- 
ken behandelt. Weder die 
betroffenen Rentner noch 
das zuständige Bundesar- 
beitsministerium wurden 
vorher informiert. Die Aus- 
zahlung der Renten zum I. 
eines Monats mag ja rech- 
tens sein. Aber die Geheim- 
nistuerei zeigt ganz deut- 
lich: Die Verantwortlichen 
der Rentenversicherung 
hatten dabei zu Recht ein 
schlechtes Gewissen. 

Im Kern geht es darum, auf 
Kosten der Rentner Zinsge- 
winne von 16 Millionen 
Mark zu erzielen. Und das 
ist wörtlich zu nehmen. 
Denn der verspätete Ein- 
gang der Renten dürfte vie- 
le Konten von Senioren ins 
Minus bringen - und das 
bedeutet dann erhebliche 
Überziehungszinsen. Das 
wissen natürlich auch die 
Verantwortlichen. Sie beru- 

fen sich auf den Bundes- 
rechnungshof der die Bf A 
ermahnt habe, mögliche 
Zinsgewinne zu realisieren. 
Hier sind Pfennigfuchser 
am Werk, denen die soziale 
Verantwortung für die Rent- 
ner offenbar weitgehend 
abhanden gekommen ist. 

Was muss geschehen ? Bun- 
desarbeitsminister Riester 
muss dafür sorgen, dass 

die Aktion sofort gestoppt 
wird. Notfalls müssen da- 
für die gesetzlichen Grund- 
lagen geschaffen werden. 
Denn nur wenn die Rente 
am Ende des Monats auf 
dem Konto ist, können vie- 
le Rentner ihren Verpflich- 
tungen ohne zusätzliche 
Zinskosten nachkommen - 
von der Miete bis zur Ver- 
sicherungsprämie. 

Neue Osnabrücker 
Zeitung 

Miese Tour 
Die Rentenversicherer ha- 
ben in diesen Tagen beäng- 
stigend brutal bewiesen, 
wie dreist und bürgerfern 
viele Behörden in Deutsch- 
land immer noch arbeiten. 
Ohne Vorwarnung verscho- 
ben sie den gewohnten 
Auszahlungstermin der 
Renten um ein bis zwei Ta- 
ge nach hinten. 

Ihr Ziel, Zinsen für die 
Rentenkassen zu sichern, 
ist löblich. Denn auch die 
Renten Versicherer müssen 
wirtschaftlich arbeiten. 
Aber in den Monaten der 
Vorbereitung haben die 
Bürokraten offenkundig 
keine Sekunde an ihre Kun- 
den gedacht. 

Dabei muss eines noch mal 
ganz deutlich gesagt wer- 
den: Rentner in Deutschland 
sind keine Almosenempfän- 
ger. Sie bekommen einen 
Gegenwert für hart erar- 
beitete, lebenslange Bei- 
tragszahlungen. Weil aber 
die Renten oft genug nicht 

übermäßig hoch sind, kön- 
nen Daueraufträge für Mie- 
te, Strom, Versicherungen 
ganz schnell das Girokonto 
ins Minus drücken, wenn die 
Überweisung der Renten- 
kasse überraschend auf sie» 
warten lässt. Die Zeche zoh' 
len verunsicherte Rentner 
mit Überziehungszinsen. 

Rheinische Post 

KERNENERGIE 

••••••i Mühsal 
Man könnte es einen Kon- 
flikt zwischen der politi- 
schen und der unternehmt' 
rischen Kultur nennen: city 
der einen Seite die Bundes- 
regierung und die sie tra- 
genden Parteien, die sich 
ihren Wählern gegenüber 
zum Ausstieg aus der Ken1' 
energienutzung verpflichte 
haben und ihn nun unter 
Berufung auf den Primat 
der Politik auch durchset- 
zen wollen, und auf der of1' 
deren die Vorstände der 
Stromkonzerne, die die /"' 
teressen ihrer Besitzer, der 
Aktionäre, wahren müsset1 

und dafür haften, wenn St 
finanzielle Schäden be- 
wusst in Kauf nehmen. 
Diese unterschiedlichen 
Beweggründe machen die 
Konsenssuche zu einem 
mühsamen Geschäft, ZO 
dem es freilich keine ver- 
nünftige Alternative gibt- 
Eine „Lösung" im Dis*1'1 

würde nicht nur einen et' 
bitterten Schadenersatz.' 
prozess auslösen, sondei 
sich auch verheerend aty 
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LUFF aus: Stuttgarter Zeitung 

„Bin gespannt, wann die Ersten merken, dass wir die Steuern verdoppelt 
und die Renten halbiert haben!" 

«*. 

('v Verhältnis zwischen 
°Htik und Wirtschaft ins- 

<('s«»it auswirken. 

General-Anzeiger 

^BEITSMARKT 

Schönfärberei 
o 
Wimismus gehört zum po- 
chen Geschäft, doch 
Jnn Bundesarbeitsmini- 
^'' Walter Riester die neu- 
qj* A rheitslosenzahlen 
£ en Ernstes als positive 

Schönfärberei überschrit- 
ten. Die Arbeitslosenzahl 
lag im Januar zwar um 
162.000 niedriger als im 
gleichen Monat des Vorjah- 
res, doch die rot-grüne Ko- 
alition kann dies kaum als 
Eifolg verbuchen. Das 
zeigt schon ein Blick auf 
den Vergleichszeitraum, der 
noch weitgehend in die Ver- 
antwortung der Vorgänger- 
Regierung fiel. Zwischen 
Januar 1998 und Januar. 
1999 sank die Arbeitslosen- 
zahl um 386.000, also mehr 

als doppelt so stark. Darin 
zeigten sich auch die posi- 
tiven Wirkungen einiger 
unbequemer Reforman- 
sätze der alten Regierung 
(etwa bei Lohnfortzahlung 
und Kündigungsschutz), 
die nach dem Machtwech- 
sel jedoch mutwillig zer- 
stört wurden. 
Im Ergebnis hat die rot- 
grüne Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik den Abbau 
der A rbeitslosigkeit seither 
eher verlangsamt. 

Rheinische Post 
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Ablehnung von Fixerstuben 
durch Bundesrat ist sachgerecht 

Zum Bundesratsbeschluss zum Betäu- 
bungsmittelgesetz erklärte der Drogen- 
politische Beauftragte der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hubert Hüppe: 
Die Ablehnung der Änderung des Betäu- 
bungsmittelgesetzes durch den Bundesrat ist 
begrüßenswert. Insbesondere unter Berück- 
sichtigung der einhelligen Ablehnung des 
Gesetzentwurfs durch alle Sachverständi- 
gen bei der Anhörung des Gesundheitsaus- 
schusses zu Fixerstuben ist die heutige Ent- 
scheidung nur folgerichtig und sachgerecht. 
Wenn nun die Bundesregierung den Ver- 
mittlungsausschuss anruft, so bietet dies 
die Chance, die beiden Bestandteile des 
Gesetzes - die Qualitätssicherung der 
Methadonsubstitution und die Legalisie- 
rung von Fixerstuben - zu entflechten. 
Die Neuregelung der Substitution wurde 
auch von der CDU/CSU befürwortet, um 
die Probleme der Methadonabgabe in 
den Griff zu bekommen. Die dramatische 
Zunahme der Drogentoten im Zusam- 
menhang mit Methadon, der Methadon- 

5 Schwarzmarkt und die Defizite in der 
|  psychosozialen Betreuung machen neue 
«  Regelungen notwendig. 
o Die Legalisierung von Fixerstuben hinge- 
F gen ist weiterhin abzulehnen. Schließlich 
c hatten die Sachverständigen - selbst die 
g- von der Koalition benannten - den Ge- 
6 setzentwurf in der Anhörung des Gesund- 

<P heitsausschusses im November 1999 ein- 
§" hellig abgelehnt. 

Eine Zustimmung des Bundesrates hätte 
aufgrund der vage formulierten, erst von de11 

einzelnen Bundesländern auszufüllenden 
„Mindeststandards" für Fixerstuben Rechts- 
uneinheitlichkeit und einen drogenpoliti- 
schen Flickenteppich zur Folge gehabt. 

Die von der Bundesregierung vorgesehe- 
nen „Mindeststandards" schlossen weder 
den Besuch von Minderjährigen oder 
Schwangeren noch von Methadonpatientei1 

in Fixerstuben aus. Sogar die frühere Ein- 
schränkung auf intravenösen Drogenkon- 
sum war ersatzlos aus dem Gesetzentwurf 
gestrichen worden. Nach dem Willen der 
rot-grünen Bundesregierung hätten in DrO' 
genkonsumräumen nun beliebige Drogen 
in jeder Form konsumiert werden können- 
Dies wäre ein besonders verhängnisvolle* 
Signal für die Drogenprävention gewesen- 

Bereits die hohen Kosten von mindestens 
600.000 DM pro Fixerstube und Jahr wür- 
den zu drastischen Einschnitten in wich- 
tigen Bereichen der kommunalen Droge0' 
hilfe führen. 

Die Union setzt weiter auf differenzierte 
Hilfen. Wer Drogensucht als Krankheit t>e' 
greift, muss die Wege aus der Sucht - vo0 
niedrigschwelligen Bereich bis zur quäl''1 

zierten Therapie und Rehabilitation - aus- 
bauen. Anstelle suchterhaltener Maßnah- 
men muss das Ziel die Heilung der Dro- 
gensucht bleiben, auch wenn dies schwie- 
riger und weniger medienwirksam ist. 

Unsere 
Elektronisch 
Adressen: 

jT-ONLINE 

*CDU# 

jX400 j INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

E-MAIL: post@www.cdu.de 

c= de; a = dbp; 
p = edu; s = bund 
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Der staatliche Bau von 
Haftanstalten dauert zu lange 

"as Land Hessen wird die dringend be- 
nötigte 17. Justizvollzugsanstalt des Lan- 
des privat planen und bauen und auch 
zu einem ganz erheblichen Teil privat be- 
treiben. Das hat der hessische Justizmini- 
ster Christean Wagner mitgeteilt. 

Räch der Prüfung der rechtlichen und 
wirtschaftlichen Voraussetzungen habe 
|ich die Landesregierung zur Errichtung 
liner teilprivatisierten Anstalt der Sicher- 
heitsstufe II (Freiheitsstrafen bis zu höch- 
stens vier Jahren) mit rund 500 Haftplät- 
*en und 230 Beschäftigten am Standort 
Sehlüchtem entschlossen. Dort befindet 
s'eh ein ausreichend großes Gelände im 
L-andeseigentum. Ein rechtskräftiger Be- 
bauungsplan sieht dort ausdrücklich die 
Nutzung als Justizvollzugsanstalt vor. 

^agner stellte in Wiesbaden die Ergebnis- 
se der von ihm eingesetzten Arbeitsgrup- 
pe ..Modellprojekt zur Privatisierung im 
^rafvollzug" vor. „Ich freue mich darüber, 
Jjjass wir dem Ziel, rasch und auch kosten- 
günstiger die neue Anstalt zu bauen und zu 
^treiben, heute ein großes Stück näher ge- 
kommen sind", erklärte Wagner und dank- 
e der Arbeitsgruppe für ihre umfangreiche 
prbeit in den vergangenen sieben Mona- 
en- Und weiter: „Nachdem wir trotz der 

Se't Jahren bekannten Überbelegung kein- 
erlei Vorarbeiten für eine neue Haftanstalt 

'ei Regierungsübernahme vorgefunden ha- 
°er|, sind wir jetzt einen großen Schritt zur 
efiaffung neuer Haftplätze gegangen". 
eitgleich hat das Justizministerium die so 

plannte notwendige „Programmunterlage 
, aLI" für eine Justizvollzugsanstalt, erar- 
e'tet. „Arbeitsgruppe und Ministerium 
aben parallel an dem Plan der Haftanstalt 

^arbeitet, so dass es zu keinerlei zeitli- 
JJen Verzögerungen gekommen ist", sagte 
Wagner weiter. 

b 

Wagner verwies darauf, dass nach den bis- 
herigen Erfahrungen der staatliche Bau 
von Haftanstalten zu lange dauere. So habe 
die Errichtung der JVA Weiterstadt, auch 
ohne die durch das Bombenattentat verur- 
sachte Schäden, rund 13 Jahre gedauert, 
selbst bei optimalen Voraussetzungen müs- 
se mit rund 6 bis 8 Jahren gerechnet wer- 
den. Eine in Mecklenburg-Vorpommern 
privat errichtete (aber nicht privat betriebe- 
ne) Haftanstalt sei in gut 3 Jahren gebaut 
worden. In Hessen geht Wagner davon aus, 
dass die neue Haftanstalt schon Ende 2004 
in Betrieb gehen kann. „Dies wäre eine un- 
gewöhnlich kurze Zeit", meinte Wagner. 

Hessen startet Projekt 
zur privaten Planung und 

Errichtung sowie zum 
teilprivatisierten Betrieb 

einer neuen 
Justizvollzugsanstalt. 

Auch hätten Erfahrungen aus dem Ausland 
gezeigt, dass dort die Einsparungen bei pri- 
vater Errichtung etwa 25 Prozent der sonst 
üblichen Baukosten betragen würden. Ver- 
gleiche in Frankreich und Großbritannien 
sprächen zudem davon, dass bei gleichem 
Standard der Dienstleistungen die Be- 
triebskosten bei zumindest teilweise privat 
geführten Anstalten zwischen 10 und 15 
Prozent niedriger lägen als bei staatlichem 
Betrieb. „Bei einer Informationsreise nach 
Frankreich haben wir feststellen können, 
dass das Angebot der privaten Dienstlei- 
ster nicht schlechter als bei staatlichem Be- 
trieb ist", sagte Wagner weiter. Im Oktober 
1999 hatten hessische Abgeordnete und 
Journalisten zwei teilprivatisierte französi- 
sche Haftanstalten besucht. • 
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inklusive Mehrwertsteuer und Versandkosten 

Bitte tragen Sie Ihre Angaben in Druckbuchstaben ein! 

Vorname: 

Straße (Postfach): 

Postleitzahl/Ort: 

Ort/Datum:    Unterschrift: 

Einzugsermächtigung 

Bitte ziehen Sie die Bezugsgebühren jährlich ein über: 

Bankinstitut/Ort:     

Bankleitzahl:     

Ort/Datum:     

Ich erbitte die Auslieferung nicht an die obige Anschrift. 

Bitte liefern Sie in meinem Auftrag an folgende Adresse: 

Kto.-Nr.:    _ 

Unterschrift: 

Straße (Postfach): 

Postleitzahl/Ort:   _ 
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»Mehrheiten gewinnen" 
Der erfolgreiche Leitfaden „Mehrheiten 

gewinnen" liegt jetzt in einer überar- 
beiteten 2. Auflage vor. Sein Schwerpunkt 
^egt auf Planung und Durchführung von 
Kommunalwahl- und Direktwahlkämpfen 
ln Gemeinden, Städten und Kreisen. Er 
Qibt wertvolle Anregungen für die Analyse 
jter Wahlgebiete, die Planung der Wahl- 
kämpfe und natürlich Tipps für Veranstal- 
tungen und Aktionen. Verbunden mit 
siner Reihe von Checklisten und Muster- 
jjfiefen, bietet dieser Leitfaden eine fun- 
gierte Basis für die Wahlkämpfe und die 
CDU-Verbände. Darüber hinaus sind die 
Veranstaltungsanregungen so angelegt, 
j-Jass sie auch für die Zeit zwischen den 
Wahlkämpfen einsetzbar sind. Kurzum 
dieser Leitfaden gibt Anregungen für 
6|ne erfolgreiche CDU-Politik - mitten 
lrTl Leben - in den Kommunen. 

• Mehrheiten gewinnen 
Handbuch für Wahlkämpfe 
in Kommunen 
2. aktualisierte Auflage 
Bestell-Nr.: 4548 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 10,00 DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 11 90 
53348 RHEINBACH 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

Unsere neue 
Broschüre zur 
Familienpolitik 

• "Projekt 21 - 
Lust auf Familie" 

Bestell-Nr.: 5645 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 40,00 DM 

Bestellanschrift: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 14 65 
59306 Ennigerloh 
Fax: 0 25 24/9113 10 
e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Vertrieb: Tel. (02226) 802-123. Verlagsleitung: Bernd r^ 
fittlich. Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto ^ 
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